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M arvin, 14 Jahre, ist von 
massivem Mobbing be-
troffen. Fünf Jungs aus 
seiner Klasse beneiden 
ihn um die glänzenden 

noten, um Handy und „Klamotten“. Mar-
vin bemüht sich wochenlang, die Zudring-
lichkeiten zu ignorieren. als sie in körper-
liche attacken eskalieren, geht er zur 
Direktorin und bittet um abhilfe. tags da-
rauf erscheint sie in der Klasse, unter-
bricht den unterricht, lässt die Belästiger 
aufstehen und liest dabei ihre namen von 
einem Zettel ab. Mit der lautstarken er-
mahnung „ab jetzt herrscht ruhe!“ lässt 
sie die Klasse in aufruhr zurück. Die Pei-
niger halten die befohlene „ruhe“ auf 
dem Schulgelände ein und verlegen ihr 
tun gegen die „Petze“ auf den Schulweg. 
Marvin informiert jetzt die eltern, und der 
Vater verabredet ein gespräch mit der 
Schulleiterin. 

Die Direktorin ist zufrieden, dass Mar-
vin in der Schule unbehelligt ist, und er-
klärt, was auf dem Schulweg geschehe, sei 
Privatsache und „vom pädagogischen auf-
trag der Schule nicht gedeckt“. Die Schüler 
seien jetzt 14 Jahre alt und damit reif ge-
nug, ihre angelegenheiten selbständig zu 
regeln. Der Vater weist darauf hin, dass 
das Mobben doch unmittelbar mit der 
Schule zusammenhänge und der austra-
gungsort der aggression zweitrangig sei. 
er erwägt, das Jugendamt einzuschalten.

 Damit ist für die Schulleiterin die Sache 
erledigt: „Das geht gar nicht, interna aus 
der Schule nach außen zu tragen. Das ist 
absolut unsolidarisch, und ich lasse meine 
Schule nicht irgendwo anschwärzen. an 
meiner Schule wird nicht gemobbt!“ Der 
Vater bekräftigt seine entschlossenheit, 
sich von außen expertenrat zu holen. 
Schließlich sagt die Direktorin: „ich kann 
Sie nicht daran hindern, gegen die Schule 
zu stänkern. aber eines ist ihnen doch klar: 
Wenn Sie das machen, hat Marvin hier kei-
ne fröhlichen tage mehr.“ Der Vater –  fas-
sungslos  –  möchte für sein Kind eine ande-
re Schule suchen. Marvin möchte bleiben.

Solche Szenen sind leider, wie jeder im 
Kinderschutz tätige weiß, nicht selten. Die 
Direktorin schützt die einrichtung Schule 
und nicht das Kind. Sie bedenkt nicht, dass 
körperliche angriffe strafbar sind und dass 
sie sicherstellen muss, dass die Schule ein 
sicherer Ort für alle Kinder ist. Sie hat kein 
gespür für die auswirkungen von Mob-
bing auf die Betroffenen und flüchtet sich 
in die sprachliche nötigung, um das 
„image“ der Schule unbefleckt zu bewah-
ren. Bei Marvin ist ihr das gelungen. er hat 
Wochen später aufgegeben und besucht 
eine entfernte Schule. an „gerechtigkeit“ 
glaubt er nicht mehr. Ob das Jugendamt 
geholfen hätte? Dazu später mehr.

So gut wie alle Schulen beschwören auf 
ihren Webseiten die hohe Qualität des so-
zialen Zusammenlebens. Das liest sich 
beispielsweise so: „Jedes Mitglied der 
Schulgemeinde bemüht sich um rück-
sichtnahme, toleranz und achtung der 
Würde des anderen. Daher unterbleiben 
die anwendung körperlicher, verbaler 
und seelischer gewalt. Konflikte werden 
gewaltfrei gelöst.“ Was aber geschieht, 
wenn diese regeln gebrochen werden, 
wenn Schüler sich angreifen, im netz fer-
tigmachen oder lehrkräfte – gar nicht so 
selten – ihre autorität mit sprachlicher 
gewalt zu sichern trachten? Wovon hängt 

Freien trägern.  es heißt dort: „Werden 
dem Jugendamt gewichtige anhaltspunk-
te für die gefährdung des Wohls eines 
Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat 
es das gefährdungsrisiko im Zusammen-
wirken mehrerer Fachkräfte einzuschät-
zen“. Die iseFs sind gründlich ausgebildet 
in der einschätzung von Kindeswohlge-
fährdung und dürfen nicht an der einrich-
tung ermitteln und diagnostizieren, an 
der sie beschäftigt sind. Diese weise Vor-
schrift verhindert kollegiale abhängig-
keiten und ist der Hauptgrund dafür, dass 
Schulen keine iseF haben und auch nicht 
einsetzen wollen. 

D as führt uns zurück zum ein-
gangs beschriebenen aus-
raster der Direktorin. ihr ist 
der gedanke ein graus, dass 
eine Person vom Jugendamt 

in ihrer Schule auftaucht, fragt, ermittelt 
und möglicherweise Sachen erfährt, die 
der glänzenden außenwirkung der Schule 
nicht dienlich sind. Kitas zum Beispiel 
müssen sich so etwas gefallen lassen. Sind 
die Kinder aber sechs Jahre alt, wird ihnen 
dieser rechtliche Schutz für den rest ihrer 
Bildungsbiographie nicht mehr gewährt. 
Dabei verbringen Kinder in einer ganz-
tagsschule mehr wache Zeit als im eltern-
haus und hätten eigentlich einen funda-
mentalen anspruch auf kritisch 
befragbare und kontrollierbare erziehung. 

lehrer zu iseFs auszubilden kostet Zeit 
und geld und – beim externen einsatz – 
unterrichtszeit, die es zu vertreten gilt. 
Schulleitungen mögen derlei gar nicht. 
Der gewinn für die Sicherheit und Wohl-
fahrt der Kinder wäre enorm: Dann gäbe 
es endlich iseFs, die im Hauptberuf lehr-
kräfte sind und die schulischen Bedingun-
gen aus täglicher Praxis kennen. 

noch wichtiger allerdings wären sie, 
wenn es gilt, sprachliche gewalt, die vom 
pädagogischen Personal ausgeübt wird, 
aufzudecken und zu beenden. lange vor 
den iseFs gab es in Frankfurt, angesiedelt 
beim Jugendamt, ein „interventionsteam 
Schule“, das sich unter dem Motto „Jetzt 
reicht´s!“ der Opfer solcher lehrergewalt 
annahm. Was da zu tage kam, verschlug 
auch hartgesottenen Praktikern zuweilen 
den atem: aggressivität, die sich nicht 
mehr in Ohrfeigen ausleben durfte, fand 
verbale Wege der gewalt, die nicht leicht 
zu erkunden sind. Das team machte sich 
mit seinem Wirken nicht unbedingt be-
liebt und war mit der Pensionierung der 
gründerin beendet. 

Weshalb lehrkräfte ihre Macht hinter 
der geschlossenen Klassentür missbrau-
chen und die Schüler mitunter jahrelang 
ein ausgeliefertsein erleben lassen, ist ver-
mutlich deswegen nicht präzise erforscht, 
weil das thema anstößig ist und das nach-
denken darüber eine Zumutung. Hier trifft 
„gewalt“ auf das anliegen von Frau Claus: 
Pädophile zieht es ebenso in den Schul-
dienst wie aggressive Kinderfeinde. Bei-
den mit einem effizienten Kinderschutz 
entgegenzutreten, ist – nach Corona mit 
seinen fatalen auswirkungen – wahrlich 
an der Zeit. Forschung würde dabei helfen, 
und sexuellem Missbrauch könnte künftig 
durch den einsatz von iseFs Handlungs-
raum entzogen werden. 

Der Autor war Lehrer und Ausbilder und 
betreibt das Institut „SchulRat“.

D ass Studenten gegen Professo-
ren protestieren, ist keine neu-
ere erscheinung. Derartiges 
betraf im Jahre 1969 selbst den 

linken Vordenker theodor W. adorno, als 
76 Studenten kurzerhand das Frankfurter 
institut für Sozialforschung besetzten. ihr 
Ziel: andere lehrinhalte, andere Formen 
des Studiums. im Vordergrund stand 
schon damals nicht das bessere argu-
ment, sondern öffentlicher und sozialer 
Druck. genau genommen verdankt die 
Bundesrepublik auch solchen kritischen 
impulsen ihre gegenwärtige gestalt.

eigentlich sollte der emeritierte Son-
derpädagoge Bernd ahrbeck an diesem 
Donnerstag an der universität Würzburg 
über „transsexualität und transgender“ 
öffentlich vortragen. Dazu kommt es nun 
nicht. Hintergrund ist eine Protestwelle 
von studentischer Seite, die sich sowohl 
gegen inhalt als auch Person richtet. Der 
Veranstalter Stephan ellinger berichtet, 
innerhalb kürzester Zeit nach ankündi-
gung des Vortrags habe sich lautstarker 
Protest erhoben. es sei zu Protestschrei-
ben und der Beschädigung der Veranstal-
tungsplakate gekommen. Drei akteure ta-
ten sich dabei besonders hervor: die 
örtliche grüne Hochschulgruppe, das re-
ferat Queer:feminismus der Studentenver-
tretung und der studentische Senator Phil-
lip-Daniel Schmoll.

Sie alle tragen in der Sache dasselbe 
vor. ahrbeck befleißige sich „rechtspopu-
listischer Sprache“ und tätige „queerfeind-
liche aussagen“. Die Konsequenz liegt für 
Senator Schmoll auf der Hand: Diesem 
Mann dürfe an der universität Würzburg 
„keine Bühne geboten werden, um solche 
aussagen zu verbreiten“. Daher müsse el-
linger die Veranstaltung absagen. Seine ri-
gorose Forderung begründet Schmoll mit 
einem artikel auf der von der amadeu-
antonio-Stiftung betriebenen Plattform 
Belltower. in diesem setzt sich ein autor 
mit einem gastbeitrag ahrbecks ausei-
nander, den dieser im Jahre 2020 für die 
F.a.Z. geschrieben hatte. ahrbeck warnte 
damals vor einem allzu leichtfertigen um-
gang mit der genderdebatte im Falle klei-
ner Kinder. Dass sich Sechsjährige kom-
petent eine beliebige geschlechtliche 
identität zulegen können, hält er jeden-
falls für eine illusion. Der heutige Profes-
sor für Psychoanalytische Pädagogik 
warnt vielmehr in diesen Fällen vor massi-
ven psychischen Schäden. Das ist letztlich 

der Kern der Debatte und der grund für 
die Vorwürfe von rechtspopulismus bis 
Queerfeindlichkeit. Für ahrbeck war all 
das genug, um den öffentlichen Vortrag 
abzusagen. er habe bei anderen Kollegen 
bereits mitverfolgt, wie sehr die lage in 
solchen Fällen eskalieren könne. er habe 
keine lust und es auch nicht nötig, im aka-
demischen rahmen als „nazi“ tituliert 
oder „niedergebrüllt“ zu werden. 

als Stephan ellinger die Kritiker ahr-
becks zu einem vermittelnden gespräch 
einlädt, steht dies alles bereits fest. er be-
müht sich nach eigenen angaben den-
noch weiter um Verständigung, vielleicht 
laufe es in künftigen Fällen einfach besser. 
am ende kommt es zwischen den Betei-
ligten sogar zu der losen Verständigung, 
das thema in gemeinsamen Veranstaltun-
gen nach akademischer Sitte kontrovers 
zu diskutieren. Das bestätigen auch  zwei 
Mitglieder des studentischen Queer-refe-
rats, die nicht namentlich genannt werden 
wollen, in einem Mail, das sie nach dem 
gespräch an einen großen Verteiler schi-
cken. nur eines irritiert: Sie bestreiten da-
rin plötzlich, sie hätten „Zensur“ ausüben 
wollen. Für sie sei es vielmehr selbstver-
ständlich, dass zur Wahrung der Mei-
nungsfreiheit unterschiedliche Positionen 
„unabdingbar“ seien. 

Vereinbar mit den tatsachen ist das al-
lerdings nicht. Schwarz auf weiß hatte das 
Queer-referat ursprünglich die „absage“ 
der Veranstaltung gefordert. Hierauf an-
gesprochen, wollen die studentischen ak-
tivisten von einem Widerspruch nichts 
wissen. es habe „nichts mit Zensur zu 
tun“, wenn es zur absage einer Veranstal-
tung komme. Jeder könne ja stattdessen 
einfach ahrbecks Bücher lesen. eines sei 
außerdem klar: Zur Mitwirkung an einer 
Veranstaltung, auf der auch ahrbeck spre-
chen dürfe, sei man „nicht bereit“. ellin-
gers eindruck, das von ihm angeregte ge-
spräch habe zur Deeskalation der lage 
beigetragen, entpuppt sich als illusion.

Die Würzburger Vorgänge haben auch 
das „netzwerk Wissenschaftsfreiheit“ 
alarmiert. in ihm sind mehr als 750 deut-
sche Hochschullehrer organisiert. Sie ha-
ben es sich zur aufgabe gemacht, in Be-
drängnis geratenen Kollegen zu Hilfe zu 
eilen. Dessen Sprecherin,  Sandra Kostner, 
hat sich deshalb in einem Schreiben an 
den universitätspräsidenten Paul Pauli ge-
wandt und ihn aufgefordert, diesen „an-
griff“ auf die Wissenschaftsfreiheit „un-

missverständlich und öffentlich“ zurück-
zuweisen. Das grundrecht auf Freiheit 
von Forschung und lehre ist nicht nur ein 
abwehrrecht gegen den Staat, sondern 
auch ein gewährleistungsrecht. Der Staat 
hat mithin eingriffe in die Wissenschafts-
freiheit nicht nur zu unterlassen, sondern 
auch abzuwehren. und an einer universi-
tät obliegt diese aufgabe in erster linie 
der Hochschulleitung.

Präsident Pauli will allerdings erst zu 
Beginn dieser Woche von der angelegen-
heit erfahren haben. auch Stephan ellin-
ger bestätigt, die Hochschulleitung nicht 
eingeschaltet zu haben. er habe stattdes-
sen eben das gespräch mit den Studenten 
gesucht. auch deshalb hält es Sandra 
Kostner für sinnvoll, dass jede deutsche 
Hochschule dem Hamburger Vorbild 
folgt und einen „Kodex Wissenschafts-
freiheit“ in Kraft setzt. Die Hamburger 
universität entschloss sich zu diesem 
Schritt, nachdem die Wiederkehr von 
Bernd lucke auf dessen lehrstuhl zu 
massiven Studentenprotesten geführt 
hatte. Stephan ellinger unterstützt Kost-
ners Vorschlag ausdrücklich. „Wenigs-
tens eine art Handreichung“ im umgang 
mit solchen Vorgängen wünscht er sich. 
Präsident Pauli lässt auf nachfrage mit-
teilen, dass dies „nach genauer analyse 
der Vorgänge und gesprächen mit den 
Betroffenen und Beteiligten“ in der uni-
versität diskutiert werden solle.

ellinger und ahrbeck haben sich am 
ende dazu entschieden, die Veranstaltung  
doch noch durchzuführen. Der Vortrag 
wird allerdings nicht mehr öffentlich, son-
der als Privatissimum stattfinden. So soll 
der Wissenschaftsfreiheit zumindest noch 
im geheimen die ehre erwiesen werden. 
Der linke Professor adorno griff da noch 
zu robusteren Werkzeugen. er erstattete 
seinerzeit gegen die 76 Besetzer anzeige 
wegen Hausfriedensbruchs und ließ sein 
institutsgebäude kurzerhand von der Poli-
zei räumen. Präsident Pauli will unterdes-
sen immerhin prüfen lassen, ob der stu-
dentische Senator Schmoll seine 
rechtspflichten verletzt hat. Der Senat ist 
letztlich so etwas wie die gesetzgebende 
Versammlung der universität Würzburg, 
und dessen Mitglieder haben sich daher 
selbst an geltendes recht zu halten.

Der Autor ist freier Publizist und 
war  Finanz- und Kultusminister in 
Mecklenburg-Vorpommern. 

es ab, wie lehrkräfte und Schulleitung im 
konkreten Fall reagieren? Fast immer 
vom Zufall. Die wenigsten Schulen haben 
ein Kinderschutzkonzept, das mit präzi-
sen, verbindlichen regelungen nach ge-
fährdung oder Verletzung des Kindes-
wohls die lehrkräfte zum Handeln zwingt 
und anleitet. 

Vielleicht reagieren sie künftig auf die 
initiativen, die von der unabhängigen Be-
auftragten für Fragen des sexuellen Kin-
desmissbrauchs, Kerstin Claus, ausgehen 
werden. Sie hat es bei ihrer amtseinfüh-
rung am 1. april an Deutlichkeit nicht feh-
len lassen: „Sexualisierte gewalt ist über-
all in Deutschland tagtägliche realität für 
viele Kinder und Jugendliche …“ und: 
„Kinder können nur vor Ort geschützt 
werden.“ Beide thesen gelten natürlich 
auch für die Schulen. außerdem wird 
Claus im rahmen der Prävalenzstudie Be-
fragungen an Schulen durchführen lassen. 

es wäre allerdings fatal, würde der Fo-
kus auf sexuelle gewalt die anderen Fel-

der der Kindeswohlgefährdung ausblen-
den oder bagatellisieren. Kinder machen 
sich vielfach und scheinbar grundlos das 
Schulleben zur Hölle, schmähen sich in 
den „Sozialen Medien“, verletzen massiv 
die intimsphäre ihrer „Feinde“, stehlen, 
rauben oder degradieren Mitschüler zur 
unperson. es war ein Klassenstreit aus 
nichtigem anlass gewesen. Da gab Micky 
(14 Jahre) die Parole aus: „Keiner redet 
mehr mit Sven!“ Sofort flog Sven aus den 
Whatsapp-gruppen. Wenn er auf seine 
Mitschüler zuging, wandten sie sich ab. 
anfangs protestierten einige Mädchen, 
dann fügten sie sich in das ritual. es hieß 
„Blockade“, und Sven war „die Zecke“.

im gruppenunterricht sprach niemand 
mit ihm. Beim Sport musste er stets vom 
lehrer einer Mannschaft zugeteilt wer-
den. Bei Wandertagen trottete er hinter 
den anderen her. So ging das ein Schul-
jahr lang. Seine leistungen wurden 
schlechter, sein gesicht blasser. einmal 
fragte der Klassenlehrer: „Sag´ mal, Sven, 

ist irgendwas?“ Sven: „alles ok.“ Danach 
beschloss er, dass er nicht mehr gebraucht 
werde. Den Sprung vor einen Zug über-
lebte er schwer verletzt und für den rest 
seines lebens körperlich behindert.

G ewiss ein extremes Beispiel, 
aber in den Details doch ty-
pisch. Schüler setzen eine 
Mechanik in gang, der sie 
sich nach einiger Zeit nicht 

mehr entziehen können, selbst wenn sie 
wollten. Denn auf abtrünnige „steht der 
tod“, wie es im Jargon heißt. und lehr-
kräfte sind virtuos im Wegschauen, fragen 
vielleicht mal kurz nach und sind schein-
bar beruhigt, wenn sie beim ersten impuls 
abgewiesen werden. Sie haben sich nie-
mals mit dem thema „gewalt“ professio-
nell auseinandergesetzt und verfügen 
nicht über die redemittel, mit einem zu-
nächst verstockt-abweisenden Jugendli-
chen ins gespräch zu kommen. erfahrung 
und Vorurteile blockieren zudem die Kin-

der, die sich weder den Vertrauenslehrer 
noch die Sozialarbeiterin als hilfreich und 
verschwiegen vorstellen können und im 
ganzen Kosmos Schule keine Hilfe finden. 

ein Fluchtpunkt ist für viele die anony-
me „nummer gegen Kummer“, das bun-
desweit ehrenamtlich arbeitende Kinder- 
und Jugendtelefon, dem ich seit mehr als 
dreißig Jahren angehöre. Dort zeigt sich 
immer wieder: als wertschätzende, zuver-
lässige Vertrauenspersonen werden lehr-
kräfte selten wahrgenommen und haben 
sich in ihrer erzieherischen Passivität ein-
gerichtet – wie Svens Klassenlehrer. 

Dabei könnte der sich Hilfe holen, 
wenn er überfordert ist. Das einschlägige 
gesetz vom 22. Dezember 2011 gewährt 
„zur einschätzung der Kindeswohlge-
fährdung anspruch auf Beratung durch 
eine insoweit erfahrene Fachkraft“  des 
Jugendamts. Diese Fachkraft – im Jargon 
iseF abgekürzt – gibt es seit einfügung 
von Paragraph 8a in das Sozialgesetzbuch 
Viii bei allen Jugendämtern und den sog. 

Wie und weshalb Schulen einem effektiven Kinderschutz ausweichen 
und den Schutz der institution in den Vordergrund stellen

Von Klaus Ruß

Der Zufall schützt nicht

Schon in der Grundschule: Anti-Mobbing-Training ist inzwischen für alle Altersstufen nötig. Foto laif

Der Mut 
der Professoren

Warum  Bernd ahrbeck nicht reden durfte
Von Mathias Brodkorb

Überklebtes Vortragsplakat: Sachlicher Diskurs ist unerwünscht. Foto privat

Studentenschwund
Der Deutsche Stifterverband hat den 
Schwund der lehramtsstudenten im 
laufe des Studiums  erfasst. ergebnis 
ist ein trichter: Während 52.500 Stu-
denten mit einem Studium für das 
lehramt beginnen, kommen nur 
30.300 am ende des Studiums an, 
und nur 28.300 beenden auch das re-
ferendariat. Der Stifterverband, der 
seinen lehramtstrichter an diesem 
Donnerstag veröffentlicht, hat des-
halb gefordert, den Wechsel in das 
lehramtsstudium in der Mitte des 
Studiums zu erleichtern. „Der hohe 
Schwund an Studierenden im lehr-
amt spiegelt dabei in etwa den 
Schwund in den fachwissenschaftli-
chen Studiengängen wider, kann 
aber – im gegensatz zu den Fachwis-
senschaften – im Verlauf des Stu-
diums kaum durch Wechsler kom-
pensiert werden“, heißt es in dem 
Papier. ein ein-Fach-lehramtsstu-
dium könnte einen Wechsel aus 
einem nicht lehramtsbezogenen Stu-
diengang erleichtern. 

Jährlich beginnen nur 29.400 ab-
solventen den Vorbereitungsdienst – 
viel zu wenige, um den Bedarf an 
Deutschlands Schulen zu decken. nur 
etwa 1200 Hochschulabsolventen oh-
ne lehramtsstudium beginnen über 
den Quereinstieg (also ohne lehr-
amtsabschluss) das referendariat. Wo 
der Bedarf mit absolventen aus dem 
Vorbereitungsdienst nicht gedeckt 
werden könne, müssten Schulen auf 
Seiteneinsteiger zurückgreifen, die 
weder ein lehramtsstudium noch den 
Vorbereitungsdienst absolviert hät-
ten. Deshalb müssten die Zugänge 
zum referendariat verbreitert wer-
den, fordert der Stifterverband. Vor al-
lem aber hält er es für dringend nötig, 
die Datenlücken im gesamten ausbil-
dungsverlauf zu schließen. Sowohl 
Zahlen zum Studienanfang als auch 
die Zahl der eingestellten referendare 
könnten nur geschätzt werden. es 
fehlten auch erkenntnisse über die 
Beweggründe für oder gegen das auf-
nehmen oder  Fortführen eines lehr-
amtsstudiums. oll.
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